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G
im Vorjahresvergleich zurück, seit 2016 sind
in der einstigen deutschen Vorzeigebranche 
laut Angaben des Bundesverbands Wind-
energie (BWE) rund 40 000 Stellen verloren 
gegangen. Allein 3000 Stellen würden beim
Branchenriesen Enercon gestrichen, kün-
digte der Vorsitzende der Geschäftsleitung
des Unternehmens, Hans-Dieter Kettwig,
Ende vergangenen Jahres an. „Die aktuelle
Energie- und Klimapolitik gefährdet nicht 
nur über Jahre aufgebautes Know-how und 
Arbeitsplätze in unserer Branche, sondern
auch den Klimaschutz und die Energiewende
insgesamt.“ Der BWE sprach seinerzeit von 
einem „letzten Weckruf“.

gehört, denn nach dem Horrorjahr 2019 geht
es nun wieder aufwärts für die gebeutelten
Windanlagenbauer – wenn auch zunächst 
mit kleinen Schritten: Der Zubau neuer 
Windräder an Land habe im ersten Quartal
dieses Jahres an Fahrt aufgenommen,
meldete die Fachagentur Windenergie.
Bundesweit seien 107 neue Windenergie-
anlagen in Betrieb genommen worden mit 
einer Gesamtleistung von 348 Megawatt – 
und damit 2,5 Mal so viele wie im Vorjahres-
quartal. Die meisten neuen Anlagen gingen 
demnach in Brandenburg, Nordrhein-West-
falen, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-
Vorpommern ans Netz.

Das notwendige Tempo beim Ausbau auf 
dem Niveau früherer Jahre aber ist aus
Branchensicht längst nicht erreicht. Die 
Zubau-Situation liegt nach Auskunft der 
Fachagentur immer noch hinter dem zurück, 
was in den Jahren 2015 bis 2018 jeweils im 
ersten Quartal in Betrieb genommen wurde
– im Durchschnitt waren es seinerzeit 315

D
ie Energiewende ist eine kom-
plexe Herausforderung. Es 
geht nicht nur darum, unser 
gesamtes modernes Wirt-
schaftssystem wegzuführen 
von fossilen Kraftstoffen – al-

so genau den Energieträgern, ohne die es gar 
nicht entstanden wäre. Sondern dieser Pro-
zess sollte auch, nach allem, was wir über 
die Dynamik der Klimaerwärmung aktuell 
wissen, möglichst schnell vonstattengehen. 
Nur so wäre es möglich, die globale Durch-
schnittstemperatur auf einem kontrollier-
baren Maß zu halten. „Ob in der Industrie, 
im Verkehr oder im Wärmesektor: Wir 
brauchen grüne Energie in allen Lebensbe-
reichen, um unsere Klimaziele zu erreichen“, 
formuliert es die deutsche Bundesregierung. 

Das Problem ist nur: Grüne Energie ist 
elektrische Energie. Und es gibt nach wie 
vor viele Anwendungsfelder, einige davon 
höchst CO

2
-intensiv, die sich nicht so zügig 

elektrifi zieren lassen, wie es eigentlich 
notwendig wäre. Etwa industrielle Produk-
tionsprozesse, Luft- und Schiffsverkehr 
sowie der Gütertransport auf der Straße, 
wenn es sich um lange Strecken handelt. 
Hinzu kommt, dass die Strommenge aus 
grünen Quellen wie Windkraft und Photo-
voltaik großen Schwankungen unterliegt 
und man Überschüsse im Augenblick nur 
schwer bis gar nicht speichern kann. Auch 
kann Strom aktuell nur unter signifi kanten 
Verlusten über größere Strecken transpor-
tiert werden.

Nationale Wasserstoff strategie

und der Schweiz davor, zu euphorisch auf 
eine zukünftige Wasserstoffwirtschaft zu 
blicken und dabei das entscheidende Thema 
Energieeffi zienz aus dem Blick zu verlieren. 
Power-to-X-Konzepte, so heißt es im Bericht, 
seien nur dann sinnvoll, wenn Deutsch-
land es zugleich schaffe, seinen Energie-
verbrauch zu halbieren. Christiane Aver-
beck, Geschäftsführerin der Klima-Allianz 
Deutschland, bezeichnet Wasserstoff gar als 
Mittel der letzten Wahl. „Wasserstoff sollte 
nur dort Anwendung fi nden, wo es keine 
Alternativen gibt, etwa in einigen Bereichen 
wie Langstreckenluftfahrt und Seever-
kehr“, so Averbeck. „Um klimafreundliche 
Mobilität zu erreichen, muss aber vor allem 
unnötiger Verkehr vermieden, motorisierter 
Individualverkehr durch Verlagerung 
auf Rad, Bus und Bahn deutlich reduziert 
und effi ziente Elektromobilität gefördert 
werden.“

Kombination mit anderen 
Technologien

Nicht unproblematisch wird auch die 
Abhängigkeit von Energieimporten gesehen. 
Ein schneller Aufbau sehr großer Produk-
tionskapazitäten, so Dr. Joachim Fünfgelt, 
Referent Energiepolitik bei Brot für die 
Welt, würde der Bevölkerung in Export-
ländern schaden und dem Klima wenig 
nützen. „Stattdessen sind insbesondere für 
Importe aus dem globalen Süden verläss-
liche Verifi zierungs- und Monitoringsysteme 
nötig, die lokale Wertschöpfung, angemes-
sene Beteiligung und Klimaschutz sicher-
stellen. Dafür braucht es Zeit und Partner-
schaften auf Augenhöhe mit der lokalen 
Zivilgesellschaft.“

In Wirtschaft und Forschung ist man 
sich diesen Herausforderungen sehr 
wohl bewusst. „Die Wasserstoffwirtschaft 
wird es geben“, so Stefan Bergander von 
HYPOS. „Allerdings vor allem regional und 
immer in Kombination mit anderen Tech-
nologien. Wasserstoff allein ist nicht die 
Lösung, er wird uns nicht die Energiewende 
abnehmen.“

Das neue Erdöl
Wasserstoff gilt als Energieträger der Zukunft – zum Speichern von Ökostrom ebenso wie als 

Grundstoff für Industrieprozesse und Kraftstoff für Verkehrsmittel. Von Klaus Lüber

Wasserstoff  hinterlässt beim Verbrennen praktisch keine Abgase. Das macht das Gas zum idealen Ersatz für Kohle, Öl und Erdgas in Industrie und Verkehr. FOTO ADRIANHANCU/ISTOCK

Die Bundesregierung möchte 
E-Mobilität in Deutschland 
fördern – und plant eine 
Million Ladepunkte für 
elektrische Fahrzeuge bis 
zum Jahr 2030. Für den 
öffentlichen Bereich sowie 
für Unternehmen ist das eine 
Herausforderung und eine 
große Chance. 

V O N  B I A N C A  T R I E B E L

E
ine Million Ladepunkte für E-Fahr-
zeuge bis 2030 – so lautet das ambi-
tionierte Ziel der Bundesregierung 
aus dem Klimaschutzprogramm. 

Gemeinsam mit Industrie, Ländern und 
Kommunen sollen in den nächsten zwei 
Jahren 22 000 öffentlich zugängliche Lade-
punkte fertiggestellt werden – so legt es der 
„Masterplan Ladeinfrastruktur“ fest. In 
einer Zeit, in der Klimaschutz und Nachhal-
tigkeit so präsent auf der Agenda stehen wie 
nie zuvor, nimmt spätestens dieser Master-
plan nicht nur Kommunen und Städte in 
die Pfl icht, sondern auch Energiebetriebe 
und private Unternehmen. Das zeigte kürz-
lich auch das Ergebnis des Autogipfels und 
die Entscheidung der Bundesregierung zur 
Verlängerung der E-Auto-Kaufprämie bis 
2025. 

Mehr als nur ein Zukunftstrend

Fakt ist: Der Erfolg der Elektromobilität 
hängt bedeutend vom Ausbau der Ladein-
frastruktur ab. Schätzungen zufolge fi nden 
aktuell 60 bis 85 Prozent der Ladevorgänge 
von Elektrofahrzeugen auf privatem Boden 
statt, 15 bis 40 Prozent im öffentlichen 
Bereich. Eine zentrale Rolle für die Errich-
tung von Ladestationen in der Öffentlichkeit, 
bei Unternehmen und in Privathaushalten 
spielen die Stadtwerke, da sie das technische 
Knowhow und die nötige lokale Bekanntheit 
besitzen. Allerdings sind die Stadtwerke nur 
selten für die Herausforderungen dieser drei 
unterschiedlichen Bereiche gerüstet. So ist 
die Komplexität, Privathaushalte mit Lade-
punkten zu versehen, deutlich geringer und 
kaum zu vergleichen mit etwa dem Aufwand 
für Unternehmen.

Unternehmen zählen die Einrichtung 
von Ladestationen in der Regel ebenfalls 
nicht zu ihrer Kernkompetenz – es mangelt 
ihnen hier schlicht an Erfahrung und perso-
nellen Kapazitäten. Trotzdem dürfen sie 
ihren Einfl uss auf den Ausbau der Ladein-
frastruktur insgesamt nicht unterschätzen. 
Denn Ambitionen für mehr Nachhaltigkeit 
und Klimaschutz betreffen gerade auch 
Unternehmen. Durch die Förderung der 
Elektromobilität können Unternehmen 
gesellschaftliche Verantwortung über-
nehmen. Gleichzeitig kann sich das Angebot 
von Lademöglichkeiten für Mitarbeiter und 
Kunden trotz aller Anforderungen monetär 
lohnen und ein echter Wettbewerbsvorteil 
sein.

Beispiel für einen erfolgreichen 
Ausbau

Wie komplex die Einrichtung einer Ladein-
frastruktur ist, lässt sich am besten anhand 
eines Beispiels zeigen: Angenommen, ein 
mittelständisches Unternehmen plant, den 
eigenen Fuhrpark auf Elektrofahrzeuge 

umzustellen. Anstatt wie bei einem Privat-
haushalt lediglich eine Wallbox – eine 
kleinformatige Ladestation für Elektro-
autos – zu kaufen und von einem Elektriker 
anschließen zu lassen, braucht es ein mehr-
stufi ges Verfahren. 

Bevor über konkrete Lösungen nach-
gedacht werden kann, müssen Unter-
nehmen prüfen, ob die technische Basis, 
wie beispielsweise der nötige Stroman-
schluss, gegeben ist. Anhand einer soge-
nannten Standortanalyse sollten das 
erwartete Verkehrsvolumen, die benö-
tigte Netzkapazität und rechtliche sowie 

technische Voraussetzungen geklärt 
werden. Außerdem sollten Unternehmen 
die Einrichtung einer Ladeinfrastruktur 
auch als Teil ihrer Unternehmensstrategie 
verstehen und vorab sicherstellen, dass 
entsprechende Ziele – wie beispielsweise 
eine bessere CO

2
-Bilanz – mit dem Projekt 

auch erreicht werden können.
Im Anschluss lässt sich die bauliche 

Umsetzung strukturiert planen und über 
weitere relevante Fragen, wie den Anbieter 
der Ladesäulen, entscheiden. Erst, wenn 
all dies sowohl intern als auch extern abge-
stimmt ist, sollte der eigentliche Aufbau 
und Anschluss der Ladeinfrastruktur 
beginnen. Damit die Bauarbeiten nach Plan 
ablaufen und es nicht zu vermeidbaren 
Störungen kommt, wird auch dieser Schritt 
optimalerweise von einem starken Projekt-
management fl ankiert, das unter anderem 
die Zusammenarbeit mit Dienstleistern 
und Drittanbietern regelt. Je nachdem, wie 
umfangreich das Projekt ist und wie gut es 
geplant, unternehmensintern abgestimmt 
und umgesetzt wird, kann alles zusammen 
mehrere Monate dauern. 

Eine komplexe Aufgabe 

Besonders der hohe administrative 
Aufwand, etwa für die langen Netzan-
schluss- und Genehmigungsverfahren, sollte 
nicht unterschätzt werden. Auch bei der 
Standortwahl und Vertragsgestaltung sowie 
der Steuerung und Koordination des Projekts 
gibt es oft Schwierigkeiten. Erschwert wird 
dies durch die große Vielfalt an Schnitt-
stellen: So müssen die Interessen unter-
schiedlicher Gruppen wie Betreiber, ausfüh-
rende Firmen, Backend-Provider, Ämter und 
auch die Nutzer selbst für den Ausbau der 
Ladeinfrastruktur harmonisiert werden. 
Nicht zuletzt braucht es einen umfassenden 
Überblick über die verschiedenen Förder-
möglichkeiten, deren Höhe je nach Art und 
Standort einer Ladestation variieren und die 
mit bürokratischem Aufwand verbunden 
sind. 

Reibungsverluste und Verzögerungen 
sind hier nicht ungewöhnlich. Aus diesem 
Grund ist es empfehlenswert, dass Unter-
nehmen das Thema von Anfang an stra-
tegisch angehen und entsprechend priori-
sieren. Verfügen sie im Haus nicht selbst 
über die nötigen Kompetenzen dazu, lohnt es 
sich auch, projektbasiert Expertise hinzuzu-
ziehen, um einen reibungslosen Ablauf mit 
bestmöglichen Ergebnissen sicherzustellen. 

Bianca Triebel ist Expertin für Ladeinfra-
struktur bei THOST Projektmanagement.

Vorfahrt für die E-Mobilität: 
Ausbau von Ladeinfrastruktur

In den nächsten zwei 
Jahren sollen 22 000 

öffentlich zugängliche 
Ladepunkte 

fertiggestellt werden.
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